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1. Die Tagungsberichte der Vereinigung der deutschen Parlamentsdirektoren

Im Aufträge des Deutschen Reichstages veröffentlichte 1915 der Staatsrechtler 
Julius Hatschek (1872—1926) den ersten Band einer historisch weitausgreifenden 
Untersuchung „Das Parlamentsrecht des Deutschen Reiches“. Die Darstellung 
blieb unvollendet, ein erratischer Block in einer an Konturen armen Landschaft. 
Erst in der zweiten Hälfte der Weimarer Republik fand das Parlamentsrecht 
wieder größere wissenschaftliche Beachtung, was sich nicht zuletzt in einer Viel­
zahl einschlägiger Dissertationen äußerte. Das von Gerhard ^nschütz und Richard 
Thoma herausgegebene zweibändige Handbuch des Deutschen Staatsrechts 
(1930/32) schenkte in zahlreichen Einzelbeiträgen der Entwicklung des Parlaments­
rechts nun größere Aufmerksamkeit.^) Dabei überwog jedoch hegreiflicherweise 
das Interesse an der Norm. So konnten Otto Theodor Ludwig Zschucke, an eine 
Quellensammlung des Wahlrechts von Walter Jellinek anknüpfend, die Geschäfts­
ordnungen der deutschen Parlamente und Heinrich Pohl eine Quellensammlung 
des Reichstagsrechts in der Reihe „Stilkes Textausgaben“ veröffentlichen. Die 
Weiterentwicklung der förmlichen Regeln und politischen Praxis des parlamen­
tarischen Systems in der Bundesrepublik Deutschland haben aus politikwissen­
schaftlicher Perspektive vor allem Gerhard Loewenberg (1967) und in rechts­
wissenschaftlicher Betrachtung jetzt Heinhard Steiger (1973) erhellt.

Probleme der parlamentarischen Organisation und Arbeitsweise in Reich und 
Ländern stehen im Mittelpunkt der Berichte über die Tagungen der deutschen 
Parlamentsdirektoren.*) Daß die hektographierten Tagungsberichte völlig in 
Vergessenheit gerieten, war nicht nur eine Folge des Kontinuitätsbruches 1933, 
sondern hängt auch unmittelbar mit der Überlieferung der Berichte in den Akten 
der Parlamentsverwaltung (Parlamentsdienste) zusammen. Im Kaiserreich, in 
der Weimarer Republik und z. T. auch noch in der Bundesrepublik konnte sich 
die Parlamentsverwaltung nicht aus dem Schatten der allgemeinen Staatsverwal­
tung lösen und ein der angelsächsischen Entwicklung vergleichbares Profil ge­
winnen.^) Hinzu kommt die unzulängliche Erschließung, wenn nicht beschränkte 
oder erschwerte Zugänglichkeit mancher Parlamentsarchive. Eine Anfrage bei 
den heute zuständigen Staatsarchiven der Bundesrepublik Deutschland und der

1) Vgl. besonders Edgar Tatarin-Tarnheyden, Die Rechtsstellung der Abgeordneten; ihre Pflich­
ten und Rechte. Bd. I S. 413—439; Alexander Graf zu Dohna, Redefreiheit, Immunität und 
Zeugnisverweigerungsrecht. Ed. I S. 439—449; Kurt Pereis, Geschäftsgang und Geschäfts­
formen. (Organe — Verhandlungsordnung — Hausordnung). Bd. I S. 449—466; ders., Ge­
schäftsgang, Geschäftsformen, Rechtsstellung der Mitglieder [der Landesparlamente]. Bd. I 
S. 642—651; Hans Peters, Die Satzungsgewalt innerstaatlicher Verbände. Bd. II S. 264 
bis 274; Hans-Heinrich Lammers, Parlamentarische Untersuchungsausschüsse. Bd. II S. 454 
bis 474. — Bernhard, Wandlungen des Parlamentsrechts (1954); G. Loewenberg, Parliament 
in the German Political System (1966); H. Steiger, Organisatorische Grundlagen des parla­
mentarischen Regierungssystems (1973).

2) Generallandesarchiv Karlsruhe, 231/3271 Bl. 1—333 v. („Die Teilnahme des Direktors beim 
Landtag an den ,Tagungen der deutschen Parlamentsdirektoren‘ 1925—1933“).

3) Pikart S. 204; Sir Stephen King-Hall a. Richard K. Ullmann, German Parliaments.A Study 
of the Development of Representative Institutions in Germany. London 1954; Gerhard A. 
Ritter, Deutscher und Britischer Parlamentarismus, ein verfassungsgeschichtlicher Vergleich. 
Tübingen 1962; ders., Parlament und Demokratie in Großbritannien. Göttingen 1972.
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1 Einleitung

DDR ergab, daß für die Landtage von Anhalt, Hessen, Waldeck und Württem­
berg die Bestände aus der Weimarer Republik als zum größten Teil oder voll­
ständig verloren gelten müssen. Das umfangreiche, nur teilweise durch Find­
bücher oder Abgabeverzeichnisse erschlossene Material der Archive des Reichs­
tags, der übrigen Länderparlamente und der Bürgerschaften der Hansestädte 
ist noch weitgehend ungesichtet.
Die auf Anregung des württembergischen Landtagsdirektors Dr. Eisenmann ge­
gründete Vereinigung der deutschen Parlamentsdirektoren veranstaltete 1925 
bis 1929 fünf Jahrestagungen. Die Tagungsberichte dokumentieren das Ziel dieser 
Vereinigung: die regelmäßige Aussprache ,,über die Verhältnisse bei den einzelnen 
Parlamenten — Kanzleibetrieb, Bibliothek, Archiv, Stenographisches Büro, 
Wirtschaftsbetrieb — ferner über Geschäftsordnungs-, Zustäiidigkeits- und 
Beamtenfragen u. s. f.“*) Die leitenden Beamten der Parlamentsverwaltungen 
in der Bundesrepublik nahmen diese Tradition nicht wieder auf. ln den fünfziger 
Jahren scheiterte der Versuch von Hans Troßmann, ein eigenes Ausspracheforum 
der Parlamentsbeamten zu schaffen. Diese Initiative des Direktors beim Deut­
schen Bundestag entsprang dem aktuellen Interesse an der Angleichung der 
Geschäftsordnungen in Bund und Ländern.
Die wiederentdeckten Berichte der Vereinigung sind daher ein wichtiges Zeugnis 
für die Vielfalt des parlamentarischen Lebens in der Weimarer Republik. Der 
offene oder verdeckte Kampf verfassungsfeindlicher Kräfte gegen Regeln und 
Verfahren eines scheinbar vitalen Parlamentarismus spiegelt sich auch in den 
Debatten der Vereinigung wider. Die Tagungsberichte verbessern aber nicht nur 
die Quellengrundlage für die Erforschung der deutschen Parlamentsorganisation 
in der Weimarer Republik. Die Dokumente vertiefen auch das Verständnis für 
die heutige parlamentarische Praxis, die vielfach nur aus der historischen Ent­
wicklung zu erklären ist.

Die Tagungsberichte rücken darüber hinaus zum erstenmal jene Parlaments­
bürokratie ins Licht, die zwar „den Parlamentsbetrieb aus langjähriger Erfah­
rung“ kannte, öffentlich aber im allgemeinen zu den Fragen des Parlamentsrechts 
und der Parlamentsverwaltung beharrlich schwieg.®) Eine Ausnahme in der deut­
schen Parlamentsgeschichte war die Wortmeldung des Bürodirektors Plate in 
der 16. Sitzung der verfassunggebenden Preußischen Landesversammlung am 
11. April 1919.®) Als ,,Vertreter“ des sozialdemokratischen Präsidenten Robert 
Leinen — wie bereits vorher im Geschäftsordnungsausschuß — nahm der Direk­
tor nun auch im Plenum Stellung zum mündlichen Bericht des Ausschusses über 
einzelne Bestimmungen der neuen Geschäftsordnung, die er selbst für den Aus­
schuß formuliert hatte. Während der unabhängige Sozialdemokrat Adolph Hoj^-

4) Generallandesarchiv Karlsruhe, 231/3271 Bl. 3; zu Beginn der Stuttgarter Tagung (1926) 
beschlossen die Direktoren einstimmig, „daß auf dieser Tagung — als Musterparlament — 
die Redezeit für Verhandlungsreden auf eine Viertelstunde festgesetzt werden möge“.

5) Pikart S. 205.
6) Sitzungsberichte Bd. 1 (1919/21) Sp. 1179—1181. — Plate wurde am 26. Februar 1860 in 

Wolmirstedt b. Magdeburg geboren und trat nach einer Tätigkeit im Gerichts-, Gemeinde- 
und Polizeidienst 1882 als Beamter in das Büro des Preußischen Abgeordnetenhauses, dem 
er 1901 bis 1920 als Direktor Vorstand.
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1Tagungsberichte der Vereinigung

mann die „Neuerung“ spöttisch registrierte, erklärte der Demokrat Oscar Meyer 
als Berichterstatter des Ausschusses’):

„Ich möchte deshalb heute die Gelegenheit benutzen, hier zu betonen, daß die sehr 
schwere und umfangreiche Arbeit des Geschäftsordnungsausschusses eine außerordent­
lich wertvolle Grundlage in der Vorlage des Herrn Direktors erhalten hat, einer Vorlage, 
die in gleicher Weise in sachlicher Beziehung den wichtigsten Gesichtspunkten, der 
Macht und dem Ansehen des Hauses, dem Schutze der Minderheiten und der leichten 
Erledigung der Geschäfte Bechnung trägt und in formeller Beziehung durch schönen 
Aufbau und reine Sprache ausgezeichnet ist. Der Ausschuß hat dem Herrn Direktor 
seinen Dank dafür ausgesprochen, und er zweifelt nicht, daß bei der fortschreitenden 
Beratung das Haus diesen Dank vollauf teilen wird.
(Bravo!)“

Diese „Neuerung“ im Preußischen Landtag blieb Episode. Sie wirft aber ein 
bezeichnendes Schlaglicht auf das politische Potential der Parlamentsverwaltung 
in der Phase des Umbruchs und der parlamentarischen Konsolidierung 1918/19.

Welche Rückwirkungen die informellen Zusammenkünfte für die tägliche Berufs­
praxis der leitenden Parlamentsbürobeamten und damit für die Entwicklung 
(und auch Angleichung) der Parlanientsverwaltung auslösten, geht aus den Be­
richten nicht unmittelbar hervor. Obgleich dem Parlamentspräsidenten nach 
Verfassung — Art. 28 der Reichsverfassung vom 11. August 1919 
schäftsordnung — § 19 der Geschäftsordnung des Reichstags vom 22. Dezember 
1922 — die „Hausverwaltung“ unterstand, und dies galt analog auch für die 
Volksvertretungen der Länder und Hansestädte, so war der Präsident doch weit­
gehend auf den Sachverstand der Beamten angewiesen. Dies kam der faktischen 
Kompetenz der Direktoren in vielen Fragen der Organisation zugute. Selbst bei 
der Weiterentwicklung der Geschäftsordnung wird man den Einfluß der Direk­
toren — und der Vereinigung — nicht deshalb gering einschätzen dürfen, weil 
er zumeist unterhalb der Schwelle öffentlicher Kontrolle schwer faßbar ist.®) 
Dies sei an einem Beispiel gezeigt. Die badische Geschäftsordnung (§ 60) be­
stimmte, daß der Präsident, wenn er sich als Redner an der Beratung beteiligte, 
„während der Verhandlung über den betreffenden Gegenstand bis zur Verkün­
dung des Abstimmnngsergebnisses den Vorsitz seinem Stellvertreter“ zu über­
lassen hatte. Wohl nicht zufällig stellte Hochschild auf der Tagung in Braun­
schweig den Passus zur Diskussion: In Norm und Praxis stand Baden mit 
dieser Einschränkung der Tätigkeit des Präsidenten allein. Der Landtag zog 
daraus am 21. November 1929 die Konsequenz und änderte die Geschäftsord­
nung: „Wfll der Präsident zur Sache sprechen, so muß er den Vorsitz abtreten.“ 
Die Neufassung entsprach fast wörtlich den Bestimmungen der Geschäftsordnung 
der übrigen Parlamente.®)

und Ge-

7) Ebd. Sp. 1185.
8) Am 15. August 1928 notierte Ernst Feder nach einem Gespräch mit dem Verleger Hans 

Moeller: „Galle behandelt ihn [i. e. Moeller] wie einen Schuhputzer, und Lobe ist gegen die­
sen energischen Mann ohnmächtig.“ Feder, Heute sprach ich mit. . . Tagebücher eines Berliner 
Publizisten 1926—1932. Hrsg. v. Cecile Lowenthal-Hensel u. Arnold Paucker. Stuttgart 1971 
S. 193. — Vgl. auch E. Müller-Meiningen, Parlamentarismus. Berlin u. Leipzig 1926 S. 174.

9) Siehe S. 197—199.
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2. Die Vereinigung der deutschen Parlamentsdirektoren 1925—1934

Die Initiative für die Gründung der Vereinigung geht auf den Direktor beim 
Württembergischen Landtag Dr. Eisenmann zurück, der damit einen seit Jahren 
von verschiedenen Parlamentsdirektoren gehegten Wunsch aufgriffj®) Nach 
einem Meinungsaustausch mit den KoUegen in München und Darmstadt und 
nach einer „Verständigung“ mit den beiden Berliner Kollegen richtete Dr. Eisen­
mann ein Rundschreiben „Betreff: Regelmäßige Zusammenkünfte der deutschen 
Parlamentsdirektoren“ an die leitenden Beamten des Reichstags, sämtlicher 
Landtage, der Bürgerschaften in Bremen, Hamburg und Lübeck und des Volks­
tages Danzig.’i) Der Einladung nach Berlin folgten 12 Parlamentsbeamte. Ab­
sagen gingen von Anhalt^^), Schaumburg-Lippe und Waldeck ein; die bayerischen 
und oldenburgischen Direktoren ließen sich bei grundsätzlicher Bereitschaft zur 
Mitarbeit entschuldigen. In den Parlamenten der Kleinstaaten wurden die 
Direktorialgeschäfte in der Hauptsache vom Präsidenten des Landtags mitbe­
sorgt, so daß hier keine vergleichbare Parlamentsbürokratie angesprochen werden 
konnte.
Auf der ersten Sitzung in Berlin beschlossen die Teilnehmer, in Zukunft jährlich 
einmal an einem Wochenende von Samstag bis Montag im Wechsel zwischen 
Nord und Süd Tagungen zu veranstalten. Bei der Besetzung des auf drei Jahre 
gewählten Vorstandes wurde ebenfalls auf eine gewisse regionale Balance ge­
achtet: neben dem Vorsitzenden Dr. Eisenmann fungierten als Beisitzer die lei­
tenden Parlamentsbeamten aus Darmstadt und Hamburg und als Schriftführer 
Max Hochschild (Karlsruhe), der am 22. September 1925 von Landtagspräsident 
Baumgartner beauftragt worden war, die „Zusammenkunft zu besuchen und 
darüber einen ausführlichen schriftlichen Bericht zu erstatten“.i®)
Eine programmatische Festlegung der Vereinigung wurde in Berlin zurückgestellt, 
offenbar auch um das Echo abzuwarten. Erst bei der nächsten Zusammenkunft 
in Stuttgart billigten die Direktoren eine von Arthur Rudolph (Dresden) formu­
lierte Vereinbarung „über die Frage des Zusammenschlusses der parlamenta­
rischen Beamten“. Die Vereinbarung nannte als eigentliche Aufgabe der „freien 
Vereinigung“ das Kennenlernen der verschiedenen Parlamentseinrichtungen und 
die regelmäßige Aussprache „über dienstliche Angelegenheiten“, schloß die Ver­
folgung von Berufs- und Standesinteressen jedoch ausdrücklich aus.^^) Die Presse 
nahm von der Gründung der Vereinigung keine Notiz, obgleich anläßlich der 
Berliner Zusammenkunft die Büros von W. T. B. und der Telegraphenunion 
verständigt worden waren. Auf Veranlassung Hochschilds brachte die Karlsruher 
Zeitung am 21. Oktober 1925 einen kurzen Tagungsbericht.

10) Generallandesarchiv Karlsruhe, 231/3271 Bl. 13 (= Bericht 1925 S. 1 ^— nicht abgedruckt).
11) Ebd. Bl. 3, Rundschreiben v. 18. September 1925.
12) Später beteiligte sich der Direktor beim Anhaitischen Landtag, Wedlich, an Rundfragen, 

vgl. Niedersächsisches Staatsarchiv Wolfenbüttel, 23 Neu Fb. 2 Nr. 35 Bl. 222 ff. — Siehe 
S. 33 Anm. 93.

13) Generallandesarchiv Karlsruhe, 231/3271 Bl. 3 v.
14) Siehe S. 102.
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2Vereinigung der Parlamentsdirektoren

Der Gründer und Vorsitzende der Vereinigung, der Direktor beim Württem- 
bergischen Landtag Oberregierungsrat Dr. Alfred Eisenmann, am 26. November 
1885 in Bad Cannstatt geboren, hatte nach juristischen Studien in Berlin und 
Tübingen 1914 mit einer Arbeit „Die Erlangung der Mensch-Eigenschaft, ihre 
rechtliche Bedeutung und Behandlung“ in Tübingen promoviert. Nach der ersten 
(1910) und zweiten (1913) juristischen Staatsprüfung arbeitete er einige Zeit als 
Hilfsarbeiter bei der Württembergischen Kammer und als Anwalt und trat im 
September 1915 als Kriegsfreiwilliger ins Heer, wo er seit 1917 als Intendantur­
assessor und Abteilungsvorstand bei der Intendantur des XIII. Armeekorps tätig 
war. Der neuorganisierten Reichsschatzverwaltung gehörte Dr. Eisenmann seit 
1919 als Amtmann, seit Anfang April 1920 als Regierungsrat (Reichsschatz­
abteilung Stuttgart) an. Das Präsidium des Württembergischen Landtags beauf­
tragte Dr. Eisenmann am 29. Juli 1921 auf vorhergehende schriftliche Bewerbung 
mit der probeweisen Versehung der Direktorialgeschäfte beim Landtag. Ent­
sprechend der Landesverfassung (§ 25) mußten die auf Lebenszeit anzustellenden 
Beamten durch den Landtag gewählt werden. Dieser VerfassungsVorschrift kam 
der Landtag am 23. Dezember 1921 nach und bestätigte Dr. Eisenmann mit 
Wirkung vom 1. September einstimmig in seinem Amte. Am 1. April 1924 er­
folgte die Ernennung zum Oberregierungsrat. Nach der Auflösung des Land­
tages leitete Dr. Eisenmann, seit 1937 im Nebenamt stellv. Präsident des Deut­
schen Auslandsinstituts in Stuttgart, die aus den Beständen der Landtags­
bücherei gebildete Regierungsbücherei. Am 29. Juni 1949 in den Wartestand 
und am 25. August 1951 in den Ruhestand versetzt, starb Dr. Eisenmann am 
15. Mai 1955 in Stuttgart.^®)
Die Tätigkeit des Vorstandes — insbesondere auch des Vorsitzenden — spiegelt 
sich nur in der nicht sehr umfangreichen Korrespondenz der Vereinigung. Die 
Aktivität des Vorsitzenden erschöpfte sich nach der erfolgreichen Gründung in 
der Vorbereitung der Jahrestagung, der Anregung und Vergabe von Referaten 
und der Korrektur der Berichte. Nach der dreijährigen Amtsperiode wurden 
alle Vorstandsmitglieder am Schluß der Braunschweiger Tagung wiedergewählt. 
Durch den Abbruch der Jahrestagungen wurde die zweite Amtsperiode 1931 
offiziell nicht mehr verlängert. Bis zur Auflösung der Vereinigung im Frühjahr 
1934 betrachtete sich Dr. Eisenmann als Vorsitzender der Vereinigung.
Der Direktor beim Hessischen Landtag, Ernst Schenck, am 27. Oktober 1866 in 
Nidda (Kr. Büdingen) geboren, und der Syndikus der Hamburgischen Bürger­
schaft, Carl Mönckeberg, wurden in Berlin als Beisitzer gewählt und 1928 in 
Braunschweig im Amt noch einmal bestätigt. Schenck wurde nach vorüber­
gehender Tätigkeit als Steneraccessist und Steuerassessor am 23. Januar 1899 
kommissarisch und am 5. Mai des folgenden Jahres etatmäßig als Direktor der 
Zweiten Kammer angesteUt. Mit Erreichen der Altersgrenze schied Schenck am 
1. Februar 1932 aus dem Dienst des Hessischen Landtags aus. Er starb am 
15. September 1936; seine Nachfolge trat Rechnungsdirektor Heinrich Werner, 
geboren am 11. November 1876 in Bernsfeld, an, der sich während der Militär­
dienstzeit als Stenograph ausgebildet hatte und 1909 zum Sekretär der Ersten

15) Hauptstaatsarchiv Stuttgart, EA 1/13 (Staatsministerium, Personalakten), schriftl. Auskunft; 
vgl. allgemein Grube S. 558 ff.
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Kammer ernannt worden war. In das Büro des Hessischen Landtags trat Werner 
1919 ein und rückte dort schließlich zum Stellvertreter von Schenck auf. Werner, 
der nur an der Sitzung in München teilnahm, wurde am 
einstweiligen Ruhestand versetzt; er starb am 18. Dezember 1954 in Gießen.^®) 
Carl Mönckeberg, am 11. Oktober 1873 im Hamburg geboren, entstammte einer 
alten hanseatischen Familie, studierte die Rechte, Philosophie und National­
ökonomie und trat nach Abschluß der zweiten juristischen Staatsprüfung (1904) 
als Rat bei der Steuerdeputation ein. Als Mitglied der Vereinigten Liberalen und 
später der Deutschen Demokratischen Partei gehörte er 1910 bis zu seiner Wahl 
zum Syndikus 1920 der Bürgerschaft als Abgeordneter an. Dieses Amt knüpfte 
in Bezeichnung und Funktion an das Institut der Sekretäre bzw. Syndizi des 
Rates nach der hamburgischen Verfassung (vor 1859) an und war in Einstufung 
und Dotierung der Spitzenposition der Reichstagsverwaltung gleichgestellt. Nach 
§ 20 Abs. 3 der Geschäftsordnung konnten die Ausschüsse den Syndikus „im 
Einverständnis mit dem Präsidenten der Bürgerschaft mit beratender Stimme 
zu den Sitzungen hinzuziehen“, eine Bestimmung, die in dieser Form nur in 
Braunschweig eine gewisse Parallele findet. Nach der nationalsozialistischen 
Machtergreifung veranlaßte der Präsident der Bürgerschaft C. C. Fritz Meyer 
(NSDAP) gemäß § 6 des Reichsgesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeam­
tentums vom 7. April 1933 die Versetzung Mönckebergs in den Ruhestand, da 
die Stelle eines Syndikus „durch die staatliche Neuordnung ihrer Bedeutung im 
wesentlichen entkleidet ist“ und daher „für eine Einsparung“ besonders geeignet 
sei. Mönckeberg ließ sich auf eigenen Antrag zunächst für drei Monate beurlauben 
und versuchte erfolglos, bei einer anderen Behörde eine angemessene Position 
zu finden. Mit Ablauf des Jahres wurde er in den Ruhestand versetzt. Die Befug­
nisse und Aufgaben der Bürgerschaft, die am 28. Juni zuletzt zusammengetreten 
war, wurden durch Gesetz vom 28. Oktober 1933 auf den Senat übertragen. 
Mönckeberg starb am 30. Januar 1939 in Hamburg.^’)
Die Biographie Hoclischilds, des Schriftführers der Vereinigung, zeigt den typi­
schen Entwicklungsgang der mit wenigen Ausnahmen dem mittleren, nicht aka­
demisch vorgebildeten Berufsbeamtentum entstammenden Parlamentsdirek­
toren. Der Stelle eines Direktors beim Badischen Landtag entsprach das Amt 
des Archivars der Zweiten Kammer seit 1819. Nach dem Ausscheiden des 
(letzten) 1896 gewählten Archivars Adolf Roth^^} im Sommer 1919 bewarben sich 
19 Kandidaten um die Nachfolge. Max Hochschild, am 
Rastatt geboren, Sekretär der Zweiten Kammer und dann des Landtags, betei-

16) Mitteilungen des Hessischen Staatsarchivs Darmstadt an Hand des „Biographischen Ma­
terials“ des Stadtarchivs Darmstadt.

17) Mitteilungen des Staatsarchivs Hamburg nach Unterlagen des Familienarchivs Mönckeberg; 
Deutsches Geschlechterbuch 19 (1911) S. 253; Bolland S. 91 ff.; Hamburgisches Gesetz- u. 
Verordnungsblatt 1933 S. 477. — Der Bestand der „Bürgerschaft“ ist bis 1933 archiviert, 
durch ein Register erschlossen und umfaßt ca. 50 lfd. m; das Zitat ist einem Schreiben 
Meyers v. 29. Juni 1933 an den Regierenden Bürgermeister entnommen.

18) Im Auftrag der Zweiten Kammer der Badischen Landstände bearbeitete Roth nach dem 
Stand V. 1. Januar 1902 eine im gleichen Jahr in Karlsruhe erschienene „Darstellung über 
die dienstlichen Verhältnisse bei den Kammern der Abgeordneten für Hessen, Baden, Würt­
temberg, Sachsen, Bayern u. Preußen sowie hei dem Landesausschuß für Elsaß-Lothringen“.

1. Oktober 1934 in den

16. Oktober 1874 in
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ligte sich erst nachträglich an der Ausschreibung und rangierte schließlich auf 
Platz vier der nach der Geschäftsordnung (§ 86, später 88) vorgeschriebenen 
Liste von „wenigstens sechs Bewerbern“. Hochschild hatte das Realgymnasium 
bis Untertertia und die Karlsruher Oberrealschule bis Obersekunda besucht und 
war nach dem Militärdienst 1892 als Incipient beim Bezirksamt Rastatt in den 
Staatsdienst getreten. Er legte mit Erfolg die Aktuarsprüfung (Gerichts- und 
Amtsschreiberprüfung) ab. Mit Wirkung vom 1. Juli 1910 wurde dem Amts­
aktuar Hochschild die etatmäßige Stelle eines Bürobeamten beim Arcbivariat 
der Zweiten Kammer übertragen; am 16. Mai 1917 folgte die Beförderung zum 
Oberverwaltungssekretär, ln der 43. öffentlichen Sitzung der Badischen Landes­
versammlung entfielen am 1. August 1919 von 82 abgegebenen Wablzetteln 49 
auf Hochschild, der damit die nach § 86 der Geschäftsordnung ausreichende ein­
fache Stimmenmehrheit erhalten hatte und als ordnungsgemäß gewählt galt. Am 
1. Oktober 1919 übernahm Hochschild die Amtsgeschäfte und führte sie bis zur 
Auflösung des Landtags 1933. Die Landtagspräsidenten Dr. Baumgartner und 
Duffner dankten Hochschild am 5. Dezember 1928^®) und am 10. November 1932 
anläßlich vierzigjähriger Tätigkeit im Staatsdienst unter dem Beifall des Plenums 
für seine „Pflichttreue und immer gleich liebenswürdige und bereitwillige Arbeit 
dem einzelnen Abgeordneten gegenüber wie auch der Gesamtheit“. Wenige 
Monate später wurden im Landtag die Nationalsozialisten im Wege der Gleich­
schaltung zur stärksten Fraktion. Die Staatskanzlei übernahm nach der Auf­
lösung des Landtags die Abwicklungs- und Überleitungsarbeiten; Hochschild 
wurde mit Wirkung vom 1. April 1934 auf eine seiner bisherigen Einstufung — 
A 2 c (Regierungsrat) — entsprechende Planstelle als Finanzrat von der Staats­
kanzlei übernommen, mit Ablauf des 30. Juni 1935 in den einstweiligen Ruhe­
stand versetzt, jedoch bis auf weiteres mit gekürzten Bezügen zunächst bei der 
Bibliothek der Staatskanzlei und später beim Ministerium des Innern bis 
endgültigen Versetzung in den Ruhestand am 18. Dezember 1939 weiterbeschäf­
tigt. Hochschild starb am 8. März 1957 in Karlsruhe.^®)
Zwischen 1925 und 1929 wurden neue Parlamentsbeamte nur 1926 in Mecklen­
burg-Schwerin und 1928 in Thüringen und Lübeck berufen. Diese weitgehende 
personelle Geschlossenheit begründete und festigte die kollegiale Atmosphäre der 
Tagungen, die durch familiäre und gesellschaftliche Kontakte noch vertieft 
wurde. Statusfragen (vgl. Tabelle II) störten die Zusammenarbeit und den Ablauf 
der Tagungen nicht. Dennoch fiel den beiden Berliner Direktoren in der Vereini­
gung eine mit ihrem Amt und ihrem persönlichen Ansehen verbundene Autorität 
zu. Die Direktoren der beiden größten und besteingerichteten Parlamente konn­
ten auf eine lange ,,Bureau“-Erfahrung zurückblicken und standen in der

zur

19) Karlsruher Zeitung Nr. 282 v. 1. Dezember 1928: „25 Jahre beim Badischen Landtag“.
20) Generallandesarebiv Karlsruhe, 231/3271; 233/29444—29446. — Für den Aktenbestand des 

Badischen Landtags (Abt. 231) vgl. Manfred Krebs, Gesamtübersicht der Bestände des 
Generallandesarchivs Karlsruhe. Hrsg. v. Generallandesarchiv Karlsruhe. Veröffentlichung 
der Staatlichen Archiwerwaltung Baden-Württemberg. Stuttgart 1954 S. 418—420; all­
gemein, Rößler S. 26 ff.; für die Biographie der Kammerarchivare vgl. das von Adolf Roth 
u. Paul Thorbecke herausgegebene Landtagshandbuch „Die badischen Laudstände, insbe­
sondere die Zweite Kammer“ (Karlsruhe 1907 S. 362).

en
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Tradition bedeutender Parlamentsdirektoren. Dem Direktor beim Reichstag, 
Geb. Rat Reinbold Galle, geboren am 18. Dezember 1869 in Birkbolzerpechhütte 
b. Wendiscb-Bucbbolz, fiel so die Rolle des „priiiius inter pares“ zu. Galle mußte 

familiären Gründen ein juristisches Studium aufgeben und absolvierteaus
eine zweijährige Banklehre. Anschließend arbeitete er fast zwei Jahre als Zivil- 
Supernumerar — zusätzlich angestellter Beamter im Vorbereitungsdienst — bei 
der Kgl. Ministerial-Militär- und Baukommission, der späteren Preuß. Bau- und 
Finanzkommission, bis er am 16. November 1893 in den Hilfs-Bürobeamtendienst 
des Reichstags berufen w'urde. Am 1. April 1897 erfolgte seine Bestallung zum

der späteren Dienstbezeichnung des 
1. Juli 1906 unter dem Bureau-Direktor Bernhard

Reichstags-Registrator und Kalkulator, was 
Archivars entsprach, und am 
Jungheim die Überti agung der Stellvertretung des Direktors beim Reichstag im 
Nebenamt. Nach der Pensionierung Jungheims ernannte Paul Lobe mit Wirkung 

1. April 1923 den Geh. (Rechnungs-)Rat zum Oberregierungsrat und vom 
1. Juni ab zum Direktor des Reichstags.Dem Bureau des Reichstags, das 
unter dem nationalsozialistischen Präsidenten Göring seit 1932 Büro genannt 
wurde, stand Galle bis zu seiner Pensionierung am 30. September 1934 vor; er 
starb am 27. Oktober 1954 in Potsdam.^^)
Auch Osbert Döhl (geboren 1866) war kein Akademiker. Nach dem Abitur und 
einer Tätigkeit als Zivil-Supernumerar bei der Kgl. Ministerial-Militär- und Bau­
kommission wechselte er am 14. Januar 1887 in die Verwaltung des Preußischen 
Abgeordnetenhauses über. Er avancierte noch unter August Plate, der mit einer 
Schwester Döhls verheiratet war, als Kalkulator und Registrator schließlich zum 
Geh. Rechnungsrat. Nach der Pensionierung Direktor Martzys trat Döhl die 
Nachfolge als Direktor beim Preußischen Landtag an. Er war Mitglied des Deut­
schen Sprachvereins. Am 19. April 1941 starb Osbert Döhl in Berlin-Steglitz. 
Der langjährige ständige Vertreter des Direktors, Oberregierungsrat Ernst 
Kienast, geboren am 31. Mai 1882 in Nauen b. Berlin, übernahm nach der Pen­
sionierung Döhls die Leitung des Büros des Preußischen Landtags und nach 
dessen Auflösung die Verwaltungsgeschäfte der dem preußischen Ministerpräsi­
denten mit Gesetz vom 26. Oktober 1933 unmittelbar nachgeordneten Stiftung 
„Preußenhaus“. Dieser Stiftung zur „Pflege des Reichsgedankens auf der Grund­
lage der nationalsozialistischen Weltanschauung als sichtbares Zeichen der auf 
die Verwirklichung des einigen Deutschlands gerichteten geschichtlichen Sendung 
Preußens“ oblag die Nutzung der Gebäude und Liegenschaften des ehemaligen 
preußischen Herrenhauses und Landtages an der Prinz-Albrecht-Straße 5 und 
der Leipziger Straße 3. Als Nachfolger Galles war Kienast seit Anfang 1935 
Direktor beim Reichstag, zuletzt im Rang eines Ministerialdirigenten. Das genaue

vom

21) In der 362. Sitzung am 11. Juni 1923 gab Lobe die Versetzung des Geh. Rechnungsrats 
Jungheim nach mehr als vierzigjähriger Tätigkeit im Dienste des Reichstags und die Rerufung 
Galles zum Nachfolger bekannt; Sten. Berichte Bd. 360 S. 11273.

22) Hand- oder Personalakten sind nach einer Mitteilung des Deutschen Zentralarchivs in dem 
einige tausend Bände umfassenden, durch ein Findbuch erschlossenen Bestand Deutscher 
Reichstag nicht erhalten; Personalunterlagen in Privatbesitz; vgl. Wer ist’s? X 1935 S. 468; 
Übersicht über die Bestände des Deutschen Zentralarchivs Potsdam. Schriftenreihe des 
Deutschen Zentralarchivs, Nr. 1. Berlin 1957 S. 37 f.
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Todesdatum von Kienast, der Anfang Mai 1945 im Keller des Reichsluftfahrt- 
ministeriums tot aufgefunden wurde, ist nicht bekannt.^®)

Die Vertreter Bayerns an den Tagungen der Vereinigung waren noch von der 
Krone ernannte Beamte.^'*) Regierungsdirektor Geh. Rat Karl Will, geboren am 
21. Februar 1862 in Wollmesheim (Pfalz), gestorben am 14. Oktober 1944 in 
Zweibrücken, leitete das Landtagsamt bis zum 1. Juni 1932. Bis zum 1. November 
1933 führte dann Regierungsdirektor Dr. Joseph Gabler die Geschäfte des Direk­
tors des Landtagsamtes. Der Volljurist Gabler, am 13. September 1867 in Würz- 
burg geboren, wurde am 1. März 1910 auf eigenes Ansuchen beim Archivariat 
des Landtags einberufen und noch am 2. August des gleichen Jahres zum Land­
tagsarchivar und Regierungsrat, am 1. Dezember 1914 zum Oberregierungsrat 
ernannt, und am 1. Oktober 1918 als Regierungsdirektor mit der Leitung des 
Arcbivariats betraut, das als selbständiges Amt neben dem Landtagsamt bis 
zum Sommer 1932 bestand. Dr. Gabler starb am 1. August 1942 in München. Auf 
der Sitzung Anfang November 1933 in München vertrat Oberregierungsrat Dr. 
Jur. et rer. pol. Franz Moser, geboren am 8. Oktober 1882 in Nürnberg und ge­
storben am 8. November 1957 in Pullach, Dr. Gabler. Seit 1930 war Dr. Moser 
Leiter des Stenograpbenbüros des Bayerischen Landtags — der zuletzt im Mai 
1933 tagte — und Direktor der Bayerischen Landesanstalt für Kurzschrift. 1948 
wurde er in den Ruhestand versetzt.^®)

Arthur Rudolph wurde 1924 zum Direktor beim Sächsischen Landtag gewählt. 
Geboren am 16. Februar 1882 in Mülsen St. Niclas bei Glauchau, wurde er nach 
mehrjähriger Tätigkeit als Kopist, Expedient und Diätist zidetzt im Innen­
ministerium im Oktober 1909 von der Zweiten Kammer der Stände als Registrator 
übernommen. Er legte die Assistentenprüfung ab und ging zunächst wieder zur 
Kanzlei des Innenministeriums, 1910 als Büro-Assistent zur Kreishauptmann-

23) Hand- oder Personalakten sind nach einer Mitteilung des Deutschen Zentralarchivs Merseburg 
weder im Bestand Preußischer Landtag (für Döhl und Kienast) noch im Bestand Stiftung 
„Preußenhaus“ (für Kienast) überliefert; Berlin Document Center, Unterlagen über Kienast. 
Vgl. die knappen Angaben in den verschiedenen Ausgaben des Handbuches über den Kgl. 
Preuß. Hof und Staat (später: Preuß. Staat) und die Handbücher des Preuß. Abgeordneten­
hauses und späteren Landtags; ergänzend Domarus S. 86 u. 158. — Am 14. Januar 1927 
stand Döhl 40 Jahre im Dienste des Landtags; in der 237. Sitzung am 18. Januar dankte 
der (sozialdemokratische) Präsident Bartels dem Direktor: „Ich bin auch wohl ihrer Zu­
stimmung sicher, wenn ich auch von dieser Stelle Herrn Geheimrat Döhl, der durch sein 
immer hilfsbereites und entgegenkommendes Wirken das Vertrauen aller Fraktionen in 
hohem Maße genießt, den Dank des Hauses für seine langjährige Pflichterfüllung zum Aus­
druck bringe.“ Sitzungsberichte Bd. XI (1925/28) Sp. 16364 f.

24) Siehe S. 107.
25) Mitteilung des Stadtarchivs der Landeshauptstadt München; Bayerisches Hauptstaats­

archiv, München, MInn 78131 (Personalakten Dr. Gabler, schriftl. Auskunft). Die Akten des 
Bayerischen Landtags gelangten nach der Auflösung 1933/34 an das Bayerische Haupt­
staatsarchiv, wurden aber nach dem Krieg an das Landtagsarchiv zurückgegeben; Personal­
unterlagen der höheren Landtagsbeamten befinden sich nach einer Auskunft des Archivs 
des Bayerischen Landtags nicht mehr in diesen Beständen. Zu Dr. Gabler vgl. Reichshand­
buch der Deutschen Gesellschaft Bd. I (1930) S. 515; Wilhelm Kosch, Das Kathohsche 
Deutschland. Biographisch-bibliographisches Lexikon. Augsburg 1933 Bd. I Sp. 905; Wer 
ist’s ? X 1935 S. 465; zu Dr. Moser vgl. Neue Stenographische Praxis 1 (1953) S. 134 f.
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Schaft Dresden, blieb jedoch in ständigem dienstlichen Kontakt mit der Stände- 
versammlung. Nach der Rückkehr aus dem Krieg fand er 1920 eine feste An­
stellung als Landtagsamtmann beim Parlament in Dresden; Rudolph wurde 1934 
in den einstweiligen und im folgenden Jahr in den dauernden Ruhestand ver- 
setzt.26)
Regierungsrat Carl Ziehn (geh. am 5. Mai 1862) war als Ministerialkanzlist Ende 
der neunziger Jahre in den Dienst des Weimarischen Landtags getreten. Er 
übernahm die Leitung des Büros des Volksrates und später des Landtags von 
Thüringen, ln der 101. Sitzung des Landtags von Thüringen am 14. Juli 1928 
dankte der Präsident v. Thümmel unter dem Beifall des Hauses Ziehn „für seine 
jahrzehntelange Tätigkeit“. Ziehn hätte am 1. April des Jahres in den Ruhestand 
versetzt werden müssen, arbeitete dann aber noch einige Zeit weiter, um seinen 
Nachfolger —■ Regierungsrat Kluge — einzuarbeiten und den Präsidenten wäh­
rend der Etatberatungen zu unterstützen.
Der deutschnationale Ministerpräsident und Innenminister von Mecklenburg- 
Sehwerin, Frhr. v. Brandenstein, ernannte als Nachfolger für den am 31. März 
1926 in den Ruhestand getretenen Landtagsdirektor Detlof Langermann (28. Fe­
bruar 1861 bis 17. Juli 1930) mit Wirkung vom 1. Mai den Ministerialamtmann 
Berlin. Im Landtag würdigte Präsident Metterhausen im Namen sämtlicher Frak­
tionen die „musterhafte Führung“ der Dienstgeschäfte durch Langermann, der 
„drei Kaisern und drei Großherzogen gedient habe und erst nach schweren inner­
lichen Kämpfen, nur dem Appell an seine Pflicht gegenüber dem Vaterlande 
folgend, sich habe bereit finden lassen, das ihm auferlegte Amt eines Landtags­
direktors zu übernehmen“.2®) Hans Berlin, geboren am 2. Dezember 1866 in 
Gülzow, hatte zunächst als Beamter auf verschiedenen Gütern Mecklenburgs 
gearbeitet, war dann als Diätar in den Staatsdienst getreten und seit 1904 Be­
amter, zuletzt im Innenministerium. Die Berufung Berlins — ohne vorherige 
Verständigung des Parlaments — stieß im Sommer 1926 nach den Neuwahlen 
bei dem sozialdemokratischen Landtagspräsidenten Höcker auf heftigen Wider­
spruch, der bei der Übernahme der Geschäfte feststeUte, daß Berlin noch immer 
„zum größten Teil mit Arbeiten beim Ministerium des Innern beschäftigt wird“. 
Aber auch der zum Zeitpunkt der Berufung amtierende deutschnationale Land­
tagspräsident Metterhausen fühlte sich offenbar übergangen. So kam es gleich zu 
Beginn der Amtsübernahme zu einer Auseinandersetzung zwischen Metterhausen 
und Berlin, der sich als „über den Parteien“ stehend nur dem ganzen Landtage

26) Auskünfte des Staatsarchivs Dresden; der Aktenbestand des Sächsischen Landtags ist für 
die Zeit 1919—1933 erhalten — ca. 50 lfd. m — und durch Abgabeverzeichnisse erschlossen.

27) Sten. Berichte über die Sitzungen d. IV. Landtags v. Thüringen Bd. III S. 2386; Staats­
handbücher für das Großherzogtum Sachsen 1891 u. 1896; Staatshandbuch für Thüringen 
1926 S. 39 u. 1931 S. 26. Nach Auskunft des Staatsarchivs Weimar ist der Bestand des Land­
tags von Thüringen 1920—1933 (ca. 20 lfd. m) durch ein Repertorium (1943) erschlossen; 
Personalakten der Beamten des Landtags konnten nicht ermittelt werden.

28) Staatsarchiv Schwerin, Landtag für Mecklenburg-Schwerin, Personalakten Langermann 
(1919—1926) Nr. 14. —■ Nach einer Mitteilung des Staatsarchivs Schwerin sind die Akten 
beider mecklenburgisehen Landtage erhalten; ein Repertorium liegt vor; vgl. auch Hugo 
Cordshagen, Das Archiv der mecklenburgischen Landstände. Seine Bedeutung als Quelle für 
die Geschichte Mecklenburgs. Archivmitteilungen XVIII (1968) S. 23—26.
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verpflichtet fühlte. Nach der Pensionierung Berlins am 31. März 1932 führte die 
Geschäfte bis zur Auflösung des Landtags der Bürobeamte Wilhelm Behr.^^) 
Johannes Tesenfitz, am 20. März 1862 in Schwartau geboren, führte seit 1922 
den Titel eines Bürodirektors beim Oldenburgischen Landtag. Nach dem Besuch 
der Realschule und einer Ausbildung und Tätigkeit als Gerichtsschreiber erhielt 
Tesenfitz 1885 die Stelle eines Archivkanzlisten am Oldenburgischen Haus- und 
Centralarchiv. Der Beförderung zum Archivregistrator 1897 folgten noch im 
gleichen Jahr die Beauftragung zur Wahrnehmung der Geschäfte des Landtags- 
registrators und die förmliche Ernennung im folgenden Jahr. Beide Ämter hatte 
auch der Vorgänger von Tesenfitz in Personalunion ausgeübt. Nach Erreichung 
des 70. Lebensjahres wurde er kraft Gesetzes mit Wirkung vom 1. April 1932 in 
den Ruhestand versetzt. Tesenfitz blieb auf Wunsch des Landtages noch eine 
gewisse Zeit im Dienst. Die Nachfolge trat der Ministerialamtmann Heinrich 
Raschen (1873—1938) an; Tesenfitz starb am 30. Dezember 1938 in Oldenburg.^®) 
Die Braunschweigische Landesversammlung wählte am 22. Januar 1908 mit 46 
von 48 Stimmen den „tüchtigen und bewährten Beamten“ Hugo Klaue zum 
Nachfolger des Landsyndikus Albert von Rhamm. Mit der Ernennung schied 
Klaue, am 22. Mai 1864 in Hessen (Kr. Wolfenbüttel) geboren, aus dem Staats­
dienst aus, dem er als Amtsrichter (1896), Landrichter (1898) und Konsistorial- 
rat (1900) beim Landeskonsistorium in Wolfenbüttel angehört hatte. Der Land­
syndikus war vor allem ,,ständiger Rechtsbeistand des Landtags“ (§10 der Ge­
schäftsordnung), dem für den technischen Parlamentsbetrieb ein Bürodirektor 
unterstand. Mit der Versetzung Klaues in den Ruhestand zum 1. Oktober 1933 
erlosch dieses jahrhundertealte Amt. Am 27. Dezember 1945 starb Klaue in 
Hötensleben (Kr. Haldensleben).®i)
August Labbert, geboren am 14. November 1874 in Edwecht (Oldenburg), arbeitete 
1899 bis 1919 als Schreiber, Kanzleigehilfe und zuletzt Kanzlist beim Bürgeramt, 
einem Ausschuß der Bremischen Bürgerschaft, und vom 1. Juli 1919 bis zum 
31. Oktober 1926 als Sekretär bzw. Verwaltungsoberinspektor bei der Bürger­
schaft. Das Amt eines Direktors der Bürgerschaft hatte Lübbert'vom 1. November 
1926 bis zum 31. März 1934 inne; er starb am 13. März 1951 in Wiesbaden.®-) 
Nach der Promotion 1888 bei dem Historiker Max Lenz in Marburg kehrte 
Friedrich Bruns, am 6. Oktober 1862 in Lübeck als Nachfahre eines „Stecknitz- 
fahrer“-Geschlechts geboren, in seine Vaterstadt zurück. Bis zu seiner Pensio-

29) Staatsarchiv Schwerin, Landtag für Mecklenburg-Schwerin, Personalakten Berlin; Berlin 
Document Center, Personalbogen Berlin; Franz Ballerstaedt, Das Verhältnis von Landtag 
und Regierung in Mecklenburg-Schwerin. Ein Beitrag zur Frage des Länderparlamenta­
rismus. Diss. Rostock. Rostock 1933 S. 60 ff.

30) Auskünfte des Niedersächsischen Staatsarchivs Oldenburg; die ungedruckten Akten des 
Landtags umfassen etwa 38 Fach. Vgl. auch Hermann Lübbing, Die Bestände des Staats­
archivs Oldenburg. Gesamtübersicht und Archivplan. Oldenburg i. O. 1943 S. 41 f.

31) Niedersächsisches Staatsarchiv Wolfenbüttel, 12 A Neu Fb. 13 Nr. 25 857; 23 Neu Fb. 2 
Nr. 22. — Für die Restakten des Braunschweigischen Landtags liegen Findbücher vor.

32) Staatsarchiv Bremen, Senatsregister (Personalakte Lübbert), schriftl. Auskunft; der Bestand 6, 
40 Bremische Bürgerschaft — zum überwiegenden Teil aus dem 19. und beginnenden 20. 
Jahrhundert — umfaßt 165 Kartons zu je 11 cm Höhe.
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nierung am 30. April 1928 arbeitete er 34 Jahre lang als Schriftführer im Dienste 
der Bürgerschaft. In einem Nachruf hat Ahasver von Brandt Leben und Werk 
des Syndikus und Historikers Friedrich Bruns gewürdigt, der „seine ganze Frei­
zeit auf die Erforschung der hansischen und vaterländischen Geschichte ver­
wandte“; die „Verfassungsgeschichte des lübeckischen Freistaates 1848—1898“ 
(1898) „erwuchs aus seiner Tätigkeit in der Lübecker Bürgerschaft“.^®) Die 
Nachfolge von Bruns trat am 1. Mai 1928 der Polizeikassenverwalter Max Hein- 
rieh an. Heinrich, geboren am 17. Februar 1890 in Luckenwalde, schied nach der 
Auflösung der Bürgerschaft 1933 aus dem Amt; er starb am 13. September 1944 
in Eutin.®^)
Der seit 1892 beim Preußischen Abgeordnetenhaus tätige Stenograph Theodor 
Richter (geh. am 25. Februar 1870) leitete vom 1. Juli 1919 bis zum Oktober 1932 
das Büro des Landtags von Mecklenburg-Strelitz.®®)
Neben diesen Beamten der reichsdeutschen Parlamente beteiligten sich an der 
Vereinigung aber auch der Direktor beim Volkstag Danzig, der Leiter der Kanzlei 
des Landtags von Niederösterreich und der Direktor des Österreichischen Natio­
nalrats. Ernst Groß, am 6. Oktober 1872 in Danzig geboren, trat nach aktiver 
Militärzeit in den Verwaltungsdienst seiner Vaterstadt und leitete zuletzt die 
Städtische Betriebskasse. Nach Errichtung der Freien Stadt Danzig wurde Groß 
Direktor des Volkstages. Die Organisation der Danziger Tagung übernahm in 
Vertretung von Groß Oberinspektor Gramse. Max Gramse, geboren am 19. Fe­
bruar 1881 in Kreuzburg/Oberschlesien, wurde im April 1921 als Inspektor beim 
Volkstag übernommen und zum Oberinspektor (1928), Amtmann (1931) und 
Amtsrat (1932) befördert. Nach dem Tode von Groß (1930) leitete er das Büro 
des Volkstages; er starb am 5. Juni 1932 in Danzig.®®)
Dr. jur. Karl Wimmer, geboren am 25. September 1881 in Breiteneich, seit 1910 
im höheren Verwaltungsdienst, wurde anläßlich der Trennung der Bundesländer 
Wien und Niederösterreich Ende 1920 in den Dienst des neuen Landes Nieder­
österreich übernommen. Als Anerkennung für seine Verdienste bei der Bearbei­
tung der Vorlagen des Landesverfassungsgesetzes und beim Aufbau der Landes- 
ämtei wurde Dr. Wimmer Ende Juni 1921 zum Landesamtsrat und Ende 1922 
zum Landesoberamtsrat befördert. Die Kanzleigeschäfte des Landtags führte 
Dr. Wimmer, der mit Neuregelung der Amtstitel (1930) den Titel eines Vortr. 
Hofrates der niederösterreichischen Landesregierung erhielt, im Nebenamt. Mit 
Wirkung vom 31. März 1938 wurde er auf eigenen Wunsch in den Ruhestand 
versetzt, nach 1945 aber noch einmal um seine Mitwirkung beim parlamenta-

33) Hansische Geschichtsblätter 63 (1950) S. 100—103; Zeitschrift des Vereins für lübeckische 
Geschichte und Altertumskunde 31 (1941/49) S. 255.

34) Auskunft des Archivs der Hansestadt Lübeck; das Archiv der Bürgerschaft von 1848 bis 
1933 hat einen Umfang von etwa 12 lfd. m.

35) Verein Deutscher Kammerstenographen. Satzung und Mitgliederverzeichnis nebst einer Zu­
sammenstellung über die Organisation des stenographischen Dienstes in den deutschen Parla­
menten. Hrsg. V. Vereinsvorstande. Als Manuskript gedruckt. Berlin 1910 S. 17; Steno­
graphische Praxis 13 (1919/20) Nr. 1 S. 5.

36) Freundliche Mitteilungen von Frau Johanna Gramse (München) und Herrn Dr. Ernst Bahr 
(Marburg).
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rischen Neuaufbau gebeten. Erst mit Ende des Jahres 1949 trat Dr. Wimmer in 
den dauernden Ruhestand; er starb am 2. Oktober 1957 in Ysper, Bezirk Melk, 
Niederösterreicb.3’)
Dr. jur. Rudolf Czyhlarz, am 27. Mai 1876 in Prag geboren, war 1923 bis zum 
Mai 1934 Direktor des Nationalrats in Wien. Obgleich Czyhlarz aus politischen 
Gründen eine aktive Teilnahme an den Tagungen nicht möglich war, beteiligte 
er sich doch informell an der Arbeit der Vereinigung. Im Auftrag des Parlaments­
präsidenten Karl Renner berief er am 30. April 1934 gegen den Willen der Regie­
rung das Parlament zu einer letzten Sitzung ein. Rudolf Czyhlarz — ein Sohn 
des bekannten Juristen und Parlamentariers Carl von Czyhlarz (1833—1914) — 
starb am 25. November 1960 in Wien.®®)
An den Tagungen der Vereinigung nahmen insgesamt 24 Parlamentsbeamte teil. 
Die Geburtsdaten liegen zwischen 1861 und 1890. Die Gruppe der 1920 bereits 
50- bis 60jährigen Beamten (Berlin, Dr. Bruns, Döhl, Dr. Gabler, Galle, Groß, Klaue, 
Langermann, Richter, Schenck, Tesenfitz, Will und Ziehn) ist mehr als doppelt 
so groß wie die Gruppe der zu diesem Zeitpunkt 40-bis 50jährigen (^JJochschiW, 
Labbert, Mönckeberg, Werner) und 30- bis 40jährigen Beamten (Dr. Eisenmann, 
Heinrich, Dr. Moser, Rudolph und Dr. Wimmer) zusammen. Zu diesen jüngeren 
Parlamentsbeamten gehörten noch Dr. Czyhlarz und Kienast, wahrscheinlich auch 
der thüringische Regierungsrat Kluge. Fast ein Drittel der Beamten war bereits vor 
der Revolution im Amt (Dr. Bruns, Dr. Gabler, Klaue, Schenck, Tesenfitz, Will, 
Ziehn); wenn man jene Beamten mitrechnet, die in dieser Zeit ebenfalls schon 
den Parlamentsbüros angehörten (Döhl, Dr. Eisenmann, Galle, Hochschild, Kie­
nast, Labbert, Mönckeberg, Richter, Rudolph), wird die bürokratische Stabilität 
der Parlamentsverwaltungen sichtbar.®®)
Nur in Preußen zog sich der Geh. Rechnungsrat (und spätere Geh. Regierungsrat) 
August Plate, seit 1882 Beamter des Preußischen Abgeordnetenhauses und einer 
der profiliertesten deutschen Parlamentsbeamten überhaupt, offenbar wegen 
mangelnder Übereinstimmung mit Robert Leinert, dem sozialdemokratischen 
Präsidenten der Landesversammlung, 1920 in das Privatleben zurück.
Eine akademische Vorbildung ist nur in 9 Fällen (Bayern, Braunschweig, Ham­
burg, Hessen, Lübeck, Württemberg und den beiden österreichischen Parla­
menten) nachzuweisen. Mit Ausnahme von Dr. Bruns und Schenck waren diese 
Parlamentsdirektoren VoUjuristen. Weit häufiger hatte sich der Parlaments-

37) Amt der Niederösterreichisclien Landesregierung, Personalakt Vortr.HofratDr.KarllPimmer; 
vgl. allgemein Riepl (1972).

38) Auskunft der Kanzlei des Präsidenten des Nationalrats (Wien); A. C. Breycha—Vauthier, 
C. V. Czyhlarz. Neue Österreichische Biographie Bd. XVI (1965) S. 92—99.

39) Gerhard Schulz, Zwischen Demokratie und Diktatur. Verfassungspolitik und Reichsreform 
in der Weimarer Republik. Bd. I. Die Periode der Konsolidierung und der Revision des 
Bismarckschen Reichsaufbaus 1919—1930. Berlin 1963 S. 105 ff.; Wolfgang Runge (Politik 
und Beamtentum im Parteienstaat. Die Demokratisierung der politisehen Beamten in Preu­
ßen zwischen 1918 und 1933. Industrielle Welt, Bd. 5. Stuttgart 1965 S. 100 ff.) weist eine 
ähnliche Kontinuität für die Spitzenbeamten der inneren Verwaltung Preußens nach; vgl. 
besonders Eberhard Pikart, Preußische Beamtenpolitik 1918—1933. VfZ 6 (1958) S. 119 bis 
137; ders., Berufsbeamtentum und Parteienstaat. Eine Eallstudie. ZfP 7 (1960) S. 225—240.
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direkter jedoch in der Parlamentsbeamtenschaft hochgedient. Das gilt besonders 
für Preußen und den Reichstag, wo die Ernennung zum Geh. Kanzlei- oder 
Rechnungsrat die Laufbahn des höheren Subalterndienstes abschloß, dessen 
einstmals bedeutende soziale Stellung innerhalb des preußischen Beamtentums 
sich allein in den Parlamentsverwaltungen erhalten hatte. Während sich bei der 
Besetzung der höheren Beamtenstellen das Juristenprivileg in der aUgemeinen Ver­
waltung längst durchgesetzt hatte, avancierten die Berliner Bureaudirektoren 
nach Titel und Rang in die 4. (vorletzte) Klasse der höheren Reichs- und preußi­
schen Staatsbeamten; die Bureaudirektoren des Herrenhauses und des Abgeord­
netenhauses standen nach dem Preußischen Hof-Rang-Reglement an 55. Stelle 
und damit noch vor den Mitgliedern beider Häuser des Landtags (58. Stelle).ä®“) 
Beförderungen kamen wohl in den meisten Parlamentsbüros „regelmäßig nur 
innerhalb der eigenen Verwaltung in Frage“.®®'’j Eine Fluktuation selbst zwischen 
den beiden Berliner Bureaus war auf Grund der Verwaltungshoheit der Glied­
staaten ausgeschlossen. Daran änderte sich auch in der Weimarer Republik 
nichts, obgleich zwischen Reich und Ländern ein Austausch von Beamten der 
Zentralverwaltungen angestrebt wurde.^®) Die Parlamentsbeamten kannten nur 
die eigene Verwaltung. Hieraus erklärt sich auch das Interesse gerade der Direk­
toren der kleineren Parlamente an der Vereinigung.
Die lückenhaften biographischen Daten lassen nur in wenigen Fällen Rückschlüsse 
auf die Konfession der Parlamentsdirektoren zu. Nur bei Berlin, Dr. Eisenmann, 
Galle, Gramse, Groß, Hochschild und Klaue (alle evangelisch) und Dr. Gabler 
(katholisch) ist das Bekenntnis naehweisbar. Wahrseheinlich war Dr. Gabler unter 
den reichsdeutschen Parlamentsdirektoren der einzige Katholik.^^) Die Qualifi­
kation der Bewerber wurde im allgemeinen durch eine langjährige Arbeit in den 
Parlamentsbüros ausgewiesen, besonders im Reichstag und im Preußischen Land­
tag. Außenseiter hatten, wie das Beispiel der Wahl Hochschilds zeigt, keine 
Chance. Aueh Mönckeberg, der ein Jahrzehnt selbst Mitglied der Bürgerschaft 
war, macht hierin keine Ausnahme.
Der Parlamentsdirektor hielt sich innerhalb und außerhalb des Parlaments 
parteipolitiseh zurück. Seine Aufgabe war es, unter der Aufsicht des Präsidenten

39a) Wilhelm Naude, Zur Geschichte des preußischen Subalternbeamtentums. Forschungen zur 
Brandenburgischen und Preußischen Geschichte 18 (1905) S. 365—386; H(ermann) Lorenz, 
Die Amtstitel und Rangverhältnisse der Reichs- u. Preuß. Staatsbeamten. Berlin(1907) S. 11 f., 
20, 84; Morsey S. 249 ff.; Wilhelm Bleek, Von der Kameralausbildung zum Juristenprivileg. 
Studium, Prüfung und Ausbildung der höheren Beamten des allgemeinen Verwaltungsdienstes 
in Deutschland im 18. und 19. Jahrhundert. Historische und Pädagogische Studien, Bd. 3. 
Berlin 1972. — Für die Reichtagsbeamten vgl. Hatschek S. 254.

39b) Siehe S. 237 Anm. 28.
40) Poetzsch-Heffter S. 139; zur „Eigenwirtschaft“ des Reiches und der Länder unter der neuen 

Verfassung bemerkte Rred« (Der Geist der Deutschen Reichsverfassung. 1924 S. 393): „Aller­
dings ist auf diesem Gebiete mit geschriebenen Verfassungsbestimmungen wenig anzufangen, 
denn hier ist die Praxis allein entscheidend.“

41) Für die konfessionelle Zusammensetzung der höheren preußischen Beamtenschaft vgl. 
W. Runge, a.a.O. S. 188; ergänzend den Art. „Beamte u. Bekenntnis“ v. H. Sacher. Staats­
lexikon Bd. I(® 1926) Sp. 703—707; Morsey S. 248 f.; Hans-Peter Ehni, Zum Parteienverhält­
nis in Preußen 1918—1932. Ein Beitrag zur Funktion und Arbeitsweise der Weimarer Koali­
tionsparteien. Archiv für Sozialgeschichte XI (1971) S. 241—288.
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allen Fraktionen und Abgeordneten zu dienen. Dies entsprach dem Dienstethos 
der Parlamentsbeamten, deren bürgerlich-konservative Grundhaltung im allge­
meinen auch einem echten Vertrauensverhältnis zu sozialdemokratischen Präsi­
denten nicht im Wege stand. Ein in langjähriger Zusammenarbeit gewachsenes, 
auf gegenseitiger Anerkennung und Achtung beruhendes Vertrauensverhältnis, 
wie es im Reichstag zwischen dem sozialdemokratischen Präsidenten Paul Lobe 
und dem parteipolitisch zu den Deutschnationalen tendierenden Galle bestand 
und auch über Nazizeit und Krieg hinweg andauerte, ist gewiß ein Einzelfall, 
für das Grundmuster der Zusammenarbeit von Präsident und leitendem Parla­
mentsbeamten aber typisch. Die parteipolitische Neutralität der Parlaments­
beamten entsprach dem traditionellen Leitbild des deutschen Beamten^^“), lag 
aber auch im Interesse aller Parteien und des Parlaments. Der Parlamentsbeamte 
war —- was nach dem Willen der Verfassung für alle Beamten gelten sollte ■—• 
„Diener der Gesamtheit, nicht einer Partei“ (Art. 130). Die Personalhoheit der 
Präsidenten entzog die Parlamentsverwaltung weitgehend dem parteipolitischen 
Proporz; daß auch der Präsident nicht in allen Entscheidungen frei war, zeigte 
sich 1927 in Lübeck, wo die sozialdemokratische Fraktion auf der Pensionierung 
des verdienten Syndikus Dr. Bruns beharrte, obgleich der Geschäftsvorstand der 
Bürgerschaft und auch die Beamtenkommission des Senats ein Verbleiben im 
Amte für „noch einige Jahre“ über die Altersgrenze hinaus befürworteten.*^)

In den Sog offener Politisierung geriet die Parlamentsverwaltung erst nach dem 
Einzug nationalsozialistischer Mehrheiten in die Parlamente. In Baden trat der 
Demokrat Hochschild später formell der Staatspartei als Mitglied bei.*^) Dieses 
parteipolitische Engagement des Beamten Hochschild ist gerechterweise aber vor 
dem Hintergrund der relativ gesicherten republikanischen Parlamentsmehrheit 
von Zentrum, Sozialdemokraten und Demokraten in Baden bis zum März 1933 
zu seben. Wesentlich schwieriger wurde die Situation für die Beamten jener 
Parlamente, in denen die Nationalsozialisten als stärkste Fraktion auch den 
Präsidenten stellten. Da aber auch die nationalsozialistischen Präsidenten den 
Sachverstand der Beamten nicht entbehren konnten, war deren Stellung zu­
mindest bis zum Frühjahr 1933 und der Gleichschaltung der Länderparlamente 
nicht unmittelbar bedroht. Im Reichstag tolerierte Göring den parteilosen Galle 
bis zur Pensionierung 1934. Der Nachfolger Kienast trat erst am 1. Mai 1937 der 
NSDAP bei, ohne daß jedoch auf alle Mitarbeiter des Büros und auch des Steno­
graphischen Dienstes ein Zwang zum Parteibeitritt ausgeübt worden wäre.

41a) Vgl. kritisch Bernhard Steinbach, Die politische Freiheit der Beamten unter der konstitu­
tionellen Monarchie in Preußen und im Deutschen Reich. Rechts- u. staatswiss. Diss. Bonn 
1962.

42) Niedersächsisches Staatsarcliiv Wolfenbüttel, 23 Neu Fb. 2 Nr. 35 Bl. 213 ff., handscluriftl. 
Brief Dr. Bruns an Klaue v. 4. November 1927. — Eine Änderung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages engt seit 1969 die Personalhoheit der Präsidenten — zugunsten einer 
stärkeren Mitwirkung der Vizepräsidenten — ein; Hans Trossmann, Der Deutsche Bundes­
tag. Vorgeschichte und Leistungen. Organisation und Arbeitsweise. Darmstadt, Bad Hom­
burg V. d. H. = 1971 P 1963).

43) Generallandesarchiv Karlsruhe, 233/29446; freundl. Hinweis v. Herrn Dr. Alfred Rapp 
(Bonn), 1926/30 wiss. Hilfsarbeiter beim Badischen Landtag.
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Wieweit dies auch für die Länder zutriflft, ist nicht genau zu erkennen. Die Bereit­
schaft, sich mit den neuen Machthabern zu arrangieren, war wohl bei den jün­
geren Beamten am größten, hofften sie doch dadurch ihre Karriere zu beschleu­
nigen oder zumindest zu sichern. Nach Unterlagen des Berlin Document Center 
schloß sich vor dem 1. Mai 1933 nur Hans Berlin (Schwerin) — offenbar auch aus 
persönlicher Verbitterung gegen eine Herabsetzung der Stelle — der NSDAP am 
1. Dezember 1931 aktiv an. Im Mai 1933 folgten dann Dr. Eisenmann, Rudolph 
und Werner. Später traten noch Hochschild (1. Mai 1937) und Dr. Moser (1. April 
1942) der NSDAP bei. Die Unterlagen deuten in keinem der Fälle auf eine be­
sondere Parteiaktivität hin. Im Zuge der staatlichen Neugliederung wurden die 
Parlamentsdirektoren in den einstweiligen oder dauernden Ruhestand versetzt, 
die Anpassung zahlte sich nicht aus. Nur die Karriere der Direktoren Dr. Eisen­
mann und Kienast — zweier Beamten von hoher fachlicher Qualifikation — 
brach hier nicht ab. Bezeichnend für den Typus des parteipolitisch abstinenten 
Parlamentsbeamten ist wohl allein die Tatsache, daß bis zur „Machtübernahme“ 
nur der Direktor einer relativ unbedeutenden Parlamentsverwaltung das Partei­
buch der NSDAP erwarb.'**)
Die Tagungen der Vereinigung der deutschen Parlamentsdirektoren galten dem 
„Gedankenaustausch über geschäftsordnungsmäßige und vei-waltungstechnische 
Fragen“. Die Besichtigung der Parlamentseinrichtungen und Sehenswürdig­
keiten der gastgebenden Stadt, dazu gesellschaftliche Veranstaltungen, Emp­
fänge und Theaterbesuche, standen ebenfalls regelmäßig auf dem Programm der 
Tagungen. Dieser Teil der Zusammenkünfte spiegelt sich in einer Einführung zu 
den Tagungsberichten, die aber nicht abgedruckt wird. In Danzig drohte schließ­
lich der touristische Teil der Veranstaltung die Debatte selbst zu beeinträchtigen. 
Die Arbeitstagungen fanden in den gastgebenden Parlamentshäusern statt, deren 
Einrichtungen in einem Rundgang unter Führung des Direktors besichtigt 
wurden. Die Tagungsberichte enthalten für Stuttgart, Dresden, Braunschweig 
und Danzig knappe Beschreibungen der dortigen Parlamentshäuser; im Tagungs­
bericht 1925 wird nur die Besichtigung erwähnt.*®)
Bei der Wahl der Tagungsorte war ein gewisser regionaler Proporz — Ausgleich 
zwischen Nord und Süd —- ausschlaggebend. Nur bei der Wabl Danzigs sprachen 
auch andere Erwägungen mit. Gegen Ende der Stuttgarter Tagung empfahl Groß, 
für die nächste Sitzung Danzig zu bestimmen, da ohnehin Norddeutschland an 
der Reihe sei. Die Tagung der Vereinigung in Danzig werde auch „zur Stärkung

44) Nach Unterlagen des Berlin Document Center. — Vgl. allgemein Gerhard Schulz, Die An­
fänge des totalitären Maßnahmenstaates. In: K. D. Bracher, W. Sauer, G. Schulz, Die 
nationalsozialistische Machtergreifung. Studien zur Errichtung des totalitären Herrschafts­
systems in Deutschland 1933/34. Schriften des Instituts für Politische Wissenschaft, Bd. 14. 
Köln u. Opladen 1962 S. 476 ff.; Hans Mommsen, Beamtentum im Dritten Reich. Mit aus­
gewählten Quellen zur nationalsozialistischen Beamtenpolitik. Schriftenreihe der Vierteljahrs­
hefte für Zeitgeschichte, Nr. 15. Stuttgart 1966; Peter Diehl-Thiele, Partei und Staat im 
Dritten Reich. Untersuchungen zum Verhältnis von NSDAP und allgemeiner innerer Staats­
verwaltung 1933—1945. Münehener Studien zur Politik, Bd. 9. München 1969.

45) Für den Sächsischen Landtag vgl. ergänzend A. Rudolph, Die Arbeit des Landtags. Jahr­
buch Sachsen 1930. Leipzig o. J. S. 15—22; für den Reichstag jetzt Jürgen Schmädeke, Der 
Deutsche Reichstag. Das Gebäude in Geschichte und Gegenweirt. Berlin 1970.
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